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Mit uns. Für euch.
        Vor Ort.

2021 und 2022 müssen die Städte und Gemeinden in jedem Jahr mit über 9 Milliarden 
Euro weniger Steuereinnahmen rechnen, als vor der Corona-Krise erwartet.

AKTUELLE STEUERSCHÄTZUNG:  
LAGE DER KOMMUNALEN
HAUSHALTE DRAMATISCH

Das bedeutet in den Kommunen Streichungen  
und Kürzungen. Geld für Investitionen in die 
Daseinsvorsorge fehlt.  
Der Deutsche Städtetag bezeichnet die Lage als 
dramatisch: „Viele Projekte, beispielsweise bei  
Kita- und Schulausbau, Verkehrswende und ÖPNV- 
Ausbau, Digitalisierung und Klimaschutz stehen  
ohne schnelle Hilfen von Bund und Ländern in Mil
liardenhöhe auf der Kippe.“ (DST, PM v. 12.05.21) 

facebook.com/verdi @_verdi  #wirfuereuch #fuereuchvorort ver.diwirsindverdi

DIE KOMMUNALE HANDLUNGSFÄHIGKEIT 
IST BEDROHT.

Auch der Deutsche Städte- und Gemeindebund teilt diese 
Einschätzung: „Obwohl die Schätzung leicht positiver als 
im Herbst vergangenen Jahres ausfällt, gibt es keine Ent-
warnung. Die Lage der Kommunalhaushalte ist schlicht 
prekär.“ (DStGb, PM v. 12.05.2021)

„Für uns in ver.di heißt das, dass wir mit aller Kraft darauf 
hinarbeiten, dass Geld in die Kasse der Kommunen kommt 
und möglichst viele unserer Forderungen erfüllt werden! 
Die öffentliche Daseinsvorsorge muss gewährleistet wer-
den, dazu brauchen Kommunen ausreichend Geld.“ sagt 
Christine Behle, stellvertretende ver.di-Vorsitzende. 

Einen ersten kleinen Erfolg gibt es für den öffentlichen 
Nahverkehr. Christine Behle: „Wir begrüßen, dass der Ret-
tungsschirm für den ÖPNV aus dem vergangenen Jahr 
auch 2021 fortgeführt wird. Das ist ein wichtiger Schritt, 
coronabedingte Fahrgeldausfälle und höhere Kosten zum 
Beispiel für Hygienemaßnahmen auszugleichen. Für den 
Ausbau und eine gelingende Verkehrswende braucht es 
allerdings zusätzliche Mittel!“

https://www.facebook.com/verdi
https://twitter.com/_verdi?lang=de
https://www.instagram.com/wirsindverdi/?hl=de
https://web.telegram.org


Mit uns. Für euch. �Vor Ort.

NOCH NICHT BEI VER.DI DABEI? 
Eintreten geht auch online: www.mitgliedwerden.verdi.de
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DIE DRAMATISCHEN EINBRÜCHE DER 
GEWERBESTEUER BEKRÄFTIGEN UNSERE 
FORDERUNG, DIE KOMMUNALEN FINANZEN 
AUF EINE SOLIDE GRUNDLAGE ZU STELLEN 
UND SIE WENIGER ABHÄNGIG VON VOLA
TILEN EINNAHMEQUELLEN WIE DER GEWER-
BESTEUER ZU MACHEN.  

ver.di fordert:

	� �Bund und Länder müssen die coronabedingten Einnah-
meausfälle und Mehrausgaben der Kommunen vollstän-
dig übernehmen. Wie im Jahr 2020 müssen mindestens 
die Einnahmeausfälle aus der Gewerbesteuer ausgegli-
chen werden.

	� �Die Gewerbesteuer muss durch die Einbeziehung aller   
Selbständigen und durch die Hinzurechnung von Mie-
ten, Pachten und Leasingraten zu einer Gemeindewirt-
schaftssteuer ausgebaut werden.

	� �Sozialausgaben, die in Bundesgesetzen geregelt sind, 
müssen vom Bund bezahlt werden.

	� �Der kommunale Anteil an der Einkommenssteuer und an 
anderen Gemeinschaftssteuern muss erhöht werden. 
Eine höhere Erbschaftssteuer und eine wieder erhobene 
Vermögensteuer würden indirekt auch den Kommunen 
zugutekommen.

	� �Die Handlungsfähigkeit überschuldeter Kommunen 
muss wiederhergestellt werden: Bund und Länder müs-
sen für sie eine funktionierende und effektive Altschul-
denregelung finden.

	� �Kommunale Förderprogramme von Bund und Ländern – 
zum Beispiel für die Bewältigung des Klimawandels und 
für die Digitalisierung – müssen so ausgestaltet sein, 
dass sie für Kommunen einfach zugänglich sind.

 � Weitere Informationen zu den  
Aktionswochen „Daseinsvorsorge stärken – 
kommunale Finanzen sichern“ und Fotos:  
www.gemeinden.verdi.de/themen/
kommunalfinanzen

AUF EINEN BLICK: ZENTRALE ERGEBNISSE 
DER STEUERSCHÄTZUNG FÜR DIE STÄDTE 
UND GEMEINDEN:

	� �Für die Städte und Gemeinden werden im Jahr 2021 
Steuereinnahmen in Höhe von 112,5 Milliarden Euro 
prognostiziert.

	� �Für Kommunen werden im Jahr 2022 Steuereinnah-
men in Höhe von 116,0 Milliarden Euro erwartet.

	� �2021 sind es damit 9,4 Milliarden Euro weniger 
Steuereinnahmen als vor Corona erwartet. 

	� �Für 2022 werden sogar 10,1 Milliarden Euro weni-
ger prognostiziert als ursprünglich angenommen.

	� �Das Gesamtaufkommen (brutto) der Gewerbesteuer 
wird 2021 voraussichtlich bei 50,5 Milliarden Euro 
liegen, d.h. immer noch um etwa 5 Milliarden Euro 
unter dem Niveau des Jahres 2019. Damals belief 
sich die Gewerbesteuer auf bundesweit 55,4 Milliar-
den Euro. 

	� �Das Volumen der Gewerbesteuer wird 2021 
voraussichtlich 5,9 Milliarden Euro niedriger aus
fallen, als vor Corona erwartet. Erst im Jahr 2023 
wird die Gewerbesteuer wieder das Niveau des 
Jahres 2019 erreicht haben.

Informationen zum sozial gerechten Steuerkon-
zept des DGB, das die Mitgliedsgewerkschaften, 
darunter ver.di, entwickelt haben auf verdi.de: 
https://kurzelinks.de/5wif

http://www.gemeinden.verdi.de/themen/kommunalfinanzen
http://www.gemeinden.verdi.de/themen/kommunalfinanzen
https://kurzelinks.de/5wif

